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Sachgebiet 190 

Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands 
— Einigungsvertragsgesetz —
— Drucksachen 11/7760, 11/7931 — 

und 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der 
Einheit Deutschlands 
— Einigungsvertragsgesetz —
— Drucksachen 11/7841, 11/7931 — 

Bericht der Abgeordneten Borchert, Dr. Weng (Gerlingen), Wieczorek (Duisburg) 
und Frau Vennegerts 

A. 

Mit den gleichlautenden Gesetzentwürfen ist beab-
sichtigt, die parlamentarische Zustimmung zu dem am 
31. August 1990 unterzeichneten Staatsvertrag zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands herbeizuführen. Die Gesetz-
entwürfe sehen im Grundsatz vor, geltendes Bundes-
recht auf das nach Artikel 3 des Vertrages beitretende 

Gebiet überzuleiten sowie die völkerrechtlichen Ver-
träge und Vereinbarungen, denen die Bundesrepu-
blik Deutschland als Vertragspartei angehört, auf die-
ses Gebiet zu erstrecken. Abweichend hiervon wer-
den mit besonderen Bestimmungen jene Teile des 
geltenden Bundesrechts festgelegt, deren Überlei-
tung nicht oder in veränderter Form vorgesehen ist. 
Ferner werden besondere Bestimmungen über das 
fortgeltende Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik getroffen. 
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I. 

Die Gesetzentwürfe wirken auf die öffentlichen Haus-
halte von Bund, Ländern und Gemeinden unmittelbar 
über die im Einigungsvertrag vorgesehenen Regelun-
gen sowie über das aufgrund der Anlagen zum Ver-
trag im beitretenden Gebiet in Kraft gesetzte Bundes-
recht und das weitergeltende Recht der DDR ein. 
Nach Angaben der Bundesregierung haben der Eini-
gungsvertrag und seine Anlagen jedoch nur be-
grenzte unmittelbare finanzielle Auswirkungen, weil 
bei einer Vielzahl von Maßnahmen die Kosten von 
weiteren, die betreffende Maßnahme konkretisieren-
den Entscheidungen der Bundesregierung und des 
Gesetzgebers sowie von den weiteren wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklungen abhängen. Darüber 
hinaus sind zu zahlreichen Maßnahmen nach Anga-
ben der Bundesregierung derzeit keine verläßlichen 
Unterlagen verfügbar, die eine Quantifizierung oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden (vgl. 
hierzu i. e. III). Im übrigen sind nach Darlegung der 
Bundesregierung realistische Angaben zu den finan-
ziellen Auswirkungen der Gesetzentwürfe auf den 
Haushalt 1990 zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
möglich. Die Bundesregierung hat hierzu ausgeführt, 
diese Kosten ließen sich derzeit nicht ermitteln, weil 
sie vom weiteren Vollzug des DDR-Haushaltes bis 
zum Beitritt der DDR und danach vom Dritten Nach-
tragshaushalt 1990 abhingen. 

Nach Angaben der Bundesregierung sind aus den 
vorstehend genannten Gründen zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt genaue Darlegungen zu den finanziellen 
Auswirkungen der Gesetzentwürfe nur begrenzt 
möglich. Der Haushaltsausschuß sieht sich deshalb 
nicht in der Lage, die gesamten Kosten, die aufgrund 
der im Einigungsvertrag vorgesehenen Regelungen 

entstehen werden, zu beziffern. Soweit nachfolgend 
Quantifizierungen angeführt sind, geben diese daher 
die finanziellen Auswirkungen der Gesetzentwürfe 
nicht vollständig wieder. Insbesondere kann hieraus 
auch nicht das Gesamtvolumen der Kosten der deut-
schen Einheit abgeleitet werden. 

II. 

Soweit dem Haushaltsausschuß aufgrund der Anga-
ben der Bundesregierung Feststellungen zu den Ko-
stenfolgen der Gesetzentwürfe möglich waren, sind 
diese in der nachfolgenden Übersicht dargestellt. Es 
handelt sich hierbei zum einen um finanzielle Auswir-
kungen des Artikels 8 des Einigungsvertrages, der 
vorsieht, daß mit dem Wirksamwerden des Beitritts 
das gesamte Bundesrecht in dem in Artikel 3 genann-
ten Gebiet in Kraft tritt, soweit es nicht in seinem Gel-
tungsbereich auf bestimmte Länder oder Landesteile 
der Bundesrepublik Deutschland beschränkt ist und 
soweit durch den Einigungsvertrag, insbesondere 
dessen Anlage I, nichts anderes bestimmt ist. Zum 
anderen sind in die nachfolgende Übersicht finan-
zielle Auswirkungen des Artikels 9 des Einigungsver-
trages aufgenommen, der die Fortgeltung von DDR

-

Recht regelt. 

Soweit aus den unter I. angeführten Gründen Quanti-
fizierungen oder Schätzungen der Kosten nach Anga-
ben der Bundesregierung zum gegenwärtigen Zeit-
punkt nicht möglich sind, ist dies in der nachfolgen-
den Übersicht gekennzeichnet. Im übrigen sind reine 
Verwaltungsausgaben, die mit dem Vollzug fast aller 
Gesetze verbunden sind, nicht berücksichtigt. 
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1. Bundesrecht, das ohne Maßgaben/Änderungen im beigetretenen Teil Deutschlands in Kraft tritt 
a) = Bund b) = Länder c) = Gemeinden 

1991 1992 1993 1994 

Maßnahme a) b) c) a) b) c) a) b) c) a) b) c) 

— Mio. DM — 

Mehrausgaben 

BMJ 
— Gesetz über die Internationale 

Rechtshilfe in Strafsachen 	 0,1 	3 	— 0,1 	3 	— 0,1 	3 	— 0,1 	3 	— 

BMF 

— Drittes Überleitungsgesetz 
(Bundeshilfe für Berlin) 	 — 	— . 	— 	— — 	— . 	— 	— 

— Kriegsfolgelasten DDR 	 . 	. 	— — . 	. 	— . 	. 	— 

BMWi 

— Beitrag zum Internationalen 
Naturkautschukübereinkom- 
men 	  2 	— 	— 2 	— 	— 2 	— 	— — 	— 	— 

BML 

— Gesetz 	über 	die 	Gemein- 
schaftsaufgabe 	„Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" 	 . 	. 	— . 	. 	— . 	. 	— . 	. 	— 

— Gesetz über die Neuorganisa- 
tion der Marktordnungsstel- 
len 
(Finanzierung von Kassenkre- 
diten für EG-Marktordnungs- 
ausgaben) 	  65 	— 	— 65 	— 	— 65 	— 	— 65 	— 	— 

— Beitrag an die Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisa- 
tion der VN 	  13 	— 	— 13 	— 	— 13 	— 	— 13 	— 	— 

BMV 

— Deutsche Reichsbahn 
— Gesetzliche Ausgleichslei- 

stungen aufgrund von EG- 
Verordnungen und Bun- 
desbahngesetz 	 . 	— 	— . 	— 	— — 	— . 	— 	— 

— Investitionszuschüsse 
nach 	EG-Ratsentschei- 
dung vom 20. Mai 1975 . . — 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

BMJFFG 

— Approbationsordnung 	für 
Apotheker 	  — 	1 	— — 	1 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Lebensmittel-, Bedarfsgegen- 
stände-, Wein-, Fleisch-, Ge- 
flügelfleischhygiene- und tie- 
rärztliches Berufsrecht 	 — 	. 	. — 	. 	. — 	. 	. — 	. 	. 

BMU 
— Fluglärmgesetz 	 — 	— 	— 3 	3 	— 10 	10 	— 13 	13 	— 

BMBau 

— Städtebauliche 	Sanierungs- 
und 	Entwicklungsmaßnah- 
men 	  . 	 . . 	• 	. . 	. . 	 . 

BMZ 

— Entwicklungshelfergesetz 	 8 	— 	— 8 	— 	— 8 	— 	— 8 	— 	— 

Anmerkungen: „ . " bedeutet: Kosten nicht bezifferbar 
„ — " bedeutet: keine haushaltsmäßigen Auswirkungen 
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2. Bundesrecht, das mit Maßgaben/Änderungen im beigetretenen Teil Deutschlands in Kraft tritt, 
und neues Bundesrecht 

a) = Bund b) = Länder c) = Gemeinden 

Maßnahme 

1991 1992 1993 1994 

a) b) c) a) b) c) a) b) c) a) b) c) 

— Mio. DM — 

Mehrausgaben 

BMI 

— Häftlingshilfegesetz 	 20 — — 20 — — 20 — — 20 — — 

BMJ 

Mehreinnahmen 

— Gerichtskostengesetz 	 — 89 . — 98 . — 107 . — 116 . 

— Kostenordnung 	 — 128 . — 141 . — 154 . — 167 . 

— Gesetz über Kosten der Ge-
richtsvollzieher 	 — 7 — — 7 — — 7 — — 7 — 

Mehrausgaben 

— Prozeßkostenhilferecht 	 0,05 60 — 0,06 70 — 0,07 80 — 0,08 90 — 

— Beratungshilfegesetz 	 — 3 — — 4 — — 5 — — 6 — 

— Bundesrechtsanwaltsgebüh-
renordnung 	  — 18 . — 21 . — 24 . — 30 . 

— Gesetz über die Entschädi-
gung von Zeugen und Sach-
verständigen  — 68 . — 75 . — 82 . — 90 . 

— Gesetz über die Entschädi-
gung der ehrenamtlichen 
Richter 	  — 8 . — 9 . — 10 . — 11 . 

— Vormundschafts-, Pfleg

-

schafts- und Betreuungsrecht — 1 — — 19 — — 21 — — 23 — 

— Gesetz über die Entschädi-
gung für Strafverfolgungs

-

maßnahmen 	  — 2 — — 2 — — 2 — — 2 — 

BMF 

Mehreinnahmen 

— Steuergesetze insgesamt 

— Fonds „Deutsche Einheit" 	. . 5 250 17 850 11900 4 200 14 280 9 520 3 000 10 200 6 800 1500 5100 3 400 

Mehrausgaben 

— Gesetz über das Branntwein-
monopol 	  100 — — 100 — — 80 — — 80 — — 

— Wohnungsbau-Prämienge-
setz 	  . — — . — — — — — — 

— Gesetz über die Errichtung 
der „Staatlichen Versiche-
rung der DDR in Abwick-
lung” 1) — — — — — — — — — — — — 

— Gesetz über die Errichtung 
des Sondervermögens „Kre-
ditabwicklungsfonds" 2 )   2 200 — — 2 200 — — 2 200 — — — — — 

Mehrausgaben 

BMWi 

— Gesetz über die Gemein

-

schaftsaufgabe „Verbesse

-

rung der regionalen Wirt

-

schaftsstruktur"  . . — . . — . . — — 

— Wärmeschutzverordnung 	 . . . . . . . . . . . 

— Heizanlagenverordnung 	 . . . . . . . . . . 

— Heizkostenverordnung 	 . . . . . . . . . . 
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noch: 2. Bundesrecht, das mit Maßgaben/Änderungen im beigetretenen Teil Deutschlands in Kraft tritt, 
und neues Bundesrecht 

a) = Bund b) = Länder c) = Gemeinden 

1991 1992 1993 1994  

Maßnahme a) b) c) a) b) c) a) b) c) a) b) c) 

— Mio. DM — 

BML  
— Landwirtschafts-Gasölver- 

wendungsgesetz 	 245 	— 	— 350 	— 	— 350 	— 	— 350 	— 	— 

— Düngemittelgesetz 	 — 	1 	— — 	1 	— — 	1 	— — 	1 	— 

— Saatgutverkehrsgesetz 	 7 	13 	— 9 	12 	— 10 	11 	— 11 	10 	— 

— Sortenschutzgesetz 	 7 	— 	— 8 	— 	— 9 	— 	— 10 	— 	— 

BMA  
— Arbeitsmarktpolitik 

— Zuschuß an die Bundesan- 
stalt für Arbeit 	 . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Arbeitslosenhilfe 	 . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	- 

- Unentgeltliche Beförde- 
rung Behinderter 	 — 	— 	— 50 	100 	— . 	. 	— . 	. 	— 

— Gesetzliche Krankenversi- 
cherung 
— Mutterschaftspauschale . . 60 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Krankenversicherung- 
Pausch-Beitragsordnung . 10 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Krankenhausfinanzie- 
rungsgesetz 	 — 	. 	— — 	. 	— — 	. 	— — 	. 	— 

— Gesetzliche Rentenversiche- 
rung 
— Bundeszuschuß an die Ar- 

beiter- und Angestellten- 
rentenversicherung 	 . 	— 	— — 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Bundeszuschuß an die 
knappschaftliche Renten- 
versicherung 	 . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Erstattung Rentenversi- - 
cherungsbeiträge für Be- 
hinderte in Werkstätten . . 50 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Beiträge für Wehr- und Zi- 
vildienstleistende 	 — 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Künstlersozialversiche- 
rung 	  — 	— 	— 15 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Gesetzliche Unfallversiche- 
rung 
— Unfallversicherung für die 

öffentliche Hand — Alt- 
fälle — 	  6 	— 	— — 	— — 	— . 	— 	— 

— Unfallversicherung für die 
öffentliche Hand — Ar- 
beitslose u. ä. — 	 — 	— — 	— — 	— . 	— 	— 

— Soziales 	Entschädigungs- 
recht  
— Bundesversorgungsge- 

setz, Verordnungen 1) 	  460 2) 	— 	— 1400 3 ) 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Gesetze, für die das Bun- 
desversorgungsgesetz an- 
wendbar ist 	 72) 	1 2) 	— 20 3 ) 	3 3) 	— . 	. 	— . 	. 	— 

— Heil- und Krankenbe- 
handlung 	  552) 	_ 	— 170 3 ) 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Kriegsopferfürsorge 	 60 2) 	15 2) 	— 190 3 ) 	50 3) 	— . 	. 	— . 	. 	— 

BMV  

— Gemeindeverkehrsfinanzie-  
  

  	 680 	227 680 	227 680 	227 680 	227  
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noch: 2. Bundesrecht, das mit Maßgaben/Änderungen im beigetretenen Teil Deutschlands in Kraft tritt, 
und neues Bundesrecht 

a) = Bund b) = Länder c) = Gemeinden 

1991 1992 1993 1994 

Maßnahme a) b) c) a) b) c) a) b) c) a) b) c) 

— Mio. DM — 

BMVg 

— Wehrersatzwesen 	 25 	— 	— 19 	— 	— 19 	— 	— 19 	— 	— 

— Unterhaltssicherungsgesetz . 30 	— 	— 30 	— 	— 30 	— 	— 30 	— 	— 

— Militärseelsorge 	 6 	— 	— 5 	— 	— 5 	— 	— 5 	— 	— 

BMJFFG 

— Bundeskindergeldgesetz 
— Kindergeld (einschl. Kin- 

dergeldzuschlag) 	 6150 	— 	— 5150 	— 	— 5150 	— 	— 5150 	— 	— 

— Verwaltungskosten an die 
Bundesanstalt für Arbeit . 150 	— 	— 150 	— 	— 150 	— 	— 150 	— 	— 

— Bundeserziehungsgeldgesetz 630 	— 	— 1900 	— 	— 2 100 	— 	— 2 100 	— 	— 

— Bundessozialhilfegesetz 	 — — 	. — - 

- Mutterschutzgesetz 	 85 	— 	— 85 	— 	— 85 	— 	— 85 	— 	— 

— Kinder- und Jugendhilfege- 
setz 	  . 	. 	. . 	. 	. . 	. 	. . 

— Gesetz zur Förderung eines 
freiwilligen sozialen Jahres 	. 2 	. 	. 2 	. 	. 2 	. 	. 2 	— 	— 

— Kriegsdienstverweigerungs- 
gesetz und Zivildienstgesetz . 	— 	— . 	— 	— — 	— — 	— 

— Lebensmittel-, Bedarfsgegen- 
stände-, Wein-, Fleisch-, Ge- 
flügelfleischhygiene- und tie- 
rärztliches Berufsrecht 	 — 	. 	. — — — 	• 	• 

— Trinkwasserverordnung 
— Wasseruntersuchungen 	 — 	. 	. — 	. — — 	• 	• 
— Sanierungsmaßnahmen, 

Investitionen 	 — 	. 	. — — — 	• 

BMU 

— Atomgesetz 	  8 	— 	— 8 	— 	— 8 	— 	— 8 	— 	— 

— Strahlenschutzvorsorgege- 
setz 	  8 	— 	— 8 	— 	— 8 	— 	— 8 	— 	— 

BMBau 

— Wohngeldgesetz 	 . 	. 	— . 	— — - 

- II. Wohnungsbaugesetz 	 . 	. . 	. 	. .. • 	• 	•  

BMBW 

— Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz 	  813 	437 	— 813 	437 	— 813 	437 	— 813 	437 	— 

— Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Ausbau und 
Neubau von Hochschulen" . . . 	. 	— . 	. 	— — — 

1) Die Kosten trägt die Treuhandanstalt. 
2) Bund und Treuhandanstalt tragen je die Hälfte der Zinsleistungen. 

1) Unter voller Anrechnung der Kriegsbeschädigtenrenten der DDR. 
2) Unter der Annahme, daß 50 v. H. des Leistungsaufwands kassenwirksam werden. 
3) Unter der Annahme, daß Nachholwirkung aus 1991 und Leistungsaufwand 1992 voll kassenwirksam werden. 
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3. DDR-Recht, das im beigetretenen Teil Deutschlands fortgilt 
 a) = Bund b) = Länder c) = Gemeinden 

Maßnahme 

1991 1992 1993 1994  

a) 	b) 	c) a) 	b) 	c) a) 	b) 	c) a) 	b) 	c) 

— Mio. DM — 

Mehrausgaben  

BMJ  

— Staatshaftungsgesetz 	 . 	. 	. . 	. 	. . 	. 	. . 	. 	. 

— Schadenersatzvorauszah-
lungsgesetz 	  . 	. 	. . 	. 	. . 	. 	. . 	. 	. 

BMWi  

— Preissubventionen 	für 	den 
Einsatz von Energie in priva

-
ten Haushalten (Strom, Fern

-

wärme, Gas, feste Brenn

-

stoffe) bei Weitergeltung 
staatlich festgelegter Preise 	. . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	—  

BML  

— Gesetz über die Förderung 
der agrarstrukturellen und 
agrarsozialen Anpassung der 
Landwirtschaft 	 . 	. 	— . 	. 	— . 	. 	— . 	. 	—  

BMA  

— Arbeitsmarktpolitik 

— Sozialzuschlag 	 . 	— 	— — 	— — 	— 	— — 	— 	— 
— Vorruhestandsgeld (Alt

-

fälle) 1 ) 	  800 	— 	— 750 	— 	— 700 	— 	— 650 	— 	— 

— Beschäftigungshilfen 	für 
Bürger, die in ihrem So-
zialverhalten gestört sind 60 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Leistungen bei vorzeitiger 
Beendigung der Beschäfti

-

gung ausländischer Bür

-

ger 	  200 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Gesetzliche Rentenversiche

-

rung 
— Erstattung Sonder-/Zu

-

satzversorgungssysteme 
 

(Bund u. a. BMVg, BMI, 
BMA) 	  900 	1 500 . 	. . 	. 	. . 	. 	. 

— Sozialzuschlag 	 775 	— 	— . 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 
— Erstattung Kriegsbeschä

-

digtenrente 	  52 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— 

— Erstattung von Kinder

-

zuschlägen 	 45 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	—  

BMV  

— Tarifunterstützung ÖPNV 
(ohne Deutsche Reichsbahn) 
aufgrund Preisverordnung 

  

DDR 	  — 2 000 bis 2 500 degressiv degressiv — 	— 	—  

BMVg  

— Versorgungsordnung NVA . . . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	— . 	— 	—  

BMJFFG  

— DDR-Rechtsvorschriften zum 
Mutterschutz 	  40 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Wochengeld ab 9. Woche bei 
Geburten vor dem 1. Januar 
1991 	  100 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	—  
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3. DDR-Recht, das im beigetretenen Teil Deutschlands fortgilt 
a) = Bund b) = Länder c) = Gemeinden 

1991 1992 1993 1994 

Maßnahme a) b) c) a) b) c) a) b) c) a) b) c) 

— Mio. DM — 

— Mütterunterstützung für Ge- 
burten vor dem 1. Januar 
1991 	  570 — 	— 100 	— 	— 20 	— 	— — 	— 	— 

— Anordnung über eine erwei- 
terte materielle Unterstützung 
bei Gesundheitsschäden in- 
folge medizinischer Maßnah- 
men 	  2 — 	— 2 	— 	— 2 	— 	— 2 	— 	— 

— Entschädigungen an Impfge- 
schädigten 	  4 — 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Unterhaltssicherungsverord- 
nung 	  20 — 	— 20 	— 	— 20 	— 	— 20 	— 	— 

— Verordnung über das Bestat- 
tungs- und Friedhofswesen 	. — — — 	. 	— — 	. 	— — 	. 	— 

— Erstattung Blindengeld, 
Pflege- und Sonderpflege- 
geld 	  300 — 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Pflege erkrankter Kinder 	 290 — 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

BMBau 

— Gesetz über die Gewährung 
von Belegungsrechten im 
kommunalen und genossen- 
schaftlichen 	Wohnungswe- 
sen 	  . . . 	. 	. . 	. 	. . 	. 	. 

BMBW 

— Verordnung über Ausbil- 
dungsbeihilfen für Schüler 
der erweiterten allgemein- 
bildenden polytechnischen 
Oberschulen sowie der Spe- 
zialschulen im Bereich der 
Vollbildung 	  — — 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Stipendienverordnung 	 — — 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

— Stipendienanordnung 	 
— Anordnung über die Gewäh- 

rung von Stipendien an zur 
Aus- und Weiterbildung in 
andere 	Staaten 	delegierte 
Bürger der DDR 	 — — 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	- 

- Verordnung über die Erhö- 
hung der Entgelte der Lehr- 
linge 	  — 5 	— — 	— 	— — 	— 	— — 	— 	— 

Mehreinnahmen 1 bis 3 	 5 250 18 074 	11900 4 200 14 526 	9 520 3 000 	10 468 	6 800 1500 	5 390 	3 400 

Mehrausgaben 1 bis 3 1 ) 	 16120 4 613 	. 14 345 	1037 	. 12 559 	913 	. 10 292 	943 	— 

1) Abwicklung der besitzstandswahrenden Übergangsregelung. 

1 ) Mehrausgaben für Länder und Gemeinden beim Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, bei den Sonder-/Zusatzversorgungs-
systemen und bei der Tarifunterstützung ÖPNV sind jeweils den Ländern zuzurechnen. 
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Hinsichtlich der nachfolgend aufgeführten Bestim-
mungen des Einigungsvertrages sind nach Angaben 
der Bundesregierung aus folgenden Gründen zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt Quantifizierungen und Schät-
zungen der finanziellen Auswirkungen nicht mög-
lich: 

1. Mit dem Wirksamwerden des Beitritts gilt nach 
Artikel 10 des Vertrages das Recht der Europäi-
schen Gemeinschaften unmittelbar in dem Gebiet 
der früheren Deutschen Demokratischen Repu-
blik. Die Einbeziehung des beitretenden Gebiets 
in die Europäischen Gemeinschaften wird durch 
die Erweiterung des Erhebungsgebietes zu Mehr-
einnahmen der EG führen, durch die der Haushalt 
des Bundes belastet wird. Nach Angaben der 
Bundesregierung ist die Höhe der insoweit rele-
vanten Kosten derzeit nicht quantifizierbar, weil 

— diese von den weiteren wirtschaftlichen Ent-
wicklungen abhängen und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht verfügbar sind. 

2. Artikel 11 und 12 des Einigungsvertrages treffen 
Feststellungen über die Fortgeltung der beste-
henden völkerrechtlichen Verträge der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokra-
tischen Republik. Der Einigungsvertrag, der die-
sen Bereich wegen der Vielzahl der Vertragsbe-
ziehungen nicht im einzelnen regelt, geht dabei 
von dem Grundsatz aus, daß die völkerrechtlichen 
Verträge der Deutschen Demokratischen Repu-
blik nicht generell erlöschen, und legt Grundsätze 
und Verfahren fest, nach denen diese Verträge 
mit den jeweiligen Vertragspartnern zu erörtern 
sind, um Fortgeltung, Anpassung oder Erlöschen 
der Verträge festzustellen. Die Anpassung der 
völkerrechtlichen Verträge verursacht Mehraus-
gaben des Bundes, deren Höhe nach Angaben der 
Bundesregierung zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht feststellbar ist, weil 

— die Kosten von weiteren konkretisierenden 
Entscheidungen abhängen und 

— umfassende, verläßliche Unterlagen, die eine 
Angabe oder Schätzung der Kosten ermögli-
chen würden, nicht zur Verfügung stehen. 

3. Artikel 13 des Einigungsvertrages sieht vor, die 
Trägerschaft der im beitretenden Gebiet beste-
henden Einrichtungen der Verwaltung und der 
Rechtspflege der Kompetenzordnung des Grund-
gesetzes anzupassen. Die Einrichtungen unterste-
hen nach dem Wirksamwerden des Beitritts 
grundsätzlich der jeweiligen Landesregierung. 
Ferner wird nach Artikel 14 des Einigungsvertra-
ges zugelassen, bestimmte Einrichtungen über-
gangsweise als gemeinsame Einrichtungen der 
beitretenden Länder weiterzuführen. Soweit die 
Einrichtungen Aufgaben erfüllt haben, die nach 
der Kompetenzordnung des Grundgesetzes vom 
Bund wahrzunehmen sind, werden sie der zustän-
digen obersten Bundesbehörde zugewiesen, die 

deren Überführung oder Abwicklung regelt. Ge-
eignetes Personal ist entsprechend den Notwen-
digkeiten der Aufgabenerfüllung in angemesse-
nem Umfang zu übernehmen. Darüber hinaus lei-
stet der Bund Verwaltungshilfe bei der Durchfüh-
rung von Fachaufgaben und stellt die hierzu erfor-
derlichen Haushaltsmittel zur Verfügung (Arti-
kel 15 des Vertrages). Die eingesetzten Haus-
haltsmittel werden mit dem Anteil des jeweiligen 
Landes an den Leistungen des Fonds „Deutsche 
Einheit" oder an der Einfuhr-Umsatzsteuer ver-
rechnet. Der Übergang der Einrichtungen auf den 
Bund und die Länder verursacht für die öffentli-
chen Haushalte Mehrausgaben, deren Höhe nach 
Angaben der Bundesregierung zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt deshalb nicht quantifizierbar ist, 
weil 

— die Kosten von weiteren Entscheidungen des 
Gesetzgebers und der Bundesregierung ab-
hängen und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht verfügbar sind. 

4. Artikel 17 des Einigungsvertrages schafft die ge-
setzliche Grundlage für die Rehabilitierung von 
Bürgern, die in der Vergangenheit in rechtsstaats-
widriger Weise durch das SED-Regime verfolgt 
worden sind. Der Vertrag sieht vor, die Rehabili-
tierung mit einer angemessenen Entschädigungs-
regelung zu verbinden. Die Entschädigungsrege-
lung wird zu jährlichen Mehrausgaben der Bun-
desländer führen, deren Höhe nach Angabe der 
Bundesregierung derzeit nicht quantifiziert wer-
den kann, weil 

— die Kosten von weiteren, die betreffende Maß-
nahme konkretisierenden Entscheidungen des 
Gesetzgebers abhängen und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht zur Verfügung stehen. 

5. Die Rechtsverhältnisse der Angehörigen des öf-
fentlichen Dienstes einschließlich der Soldaten 
zum Zeitpunkt des Beitritts werden auf der 
Grundlage von Artikel 20 des Einigungsvertrages 
in umfangreichen Übergangsregelungen be-
stimmt. Der Vertrag sieht in Anlage I Kapitel XIX 
vor, bestehende Arbeitsverhältnisse in der öffent-
lichen Verwaltung der Deutschen Demokrati-
schen Republik, deren Trägerschaft nach Arti-
kel 13 Abs. 2 des Vertrages auf den Bund über-
geht, in Arbeitsverhältnisse des Bundes überzu-
leiten. Entsprechende Regelungen werden für die 
Arbeitnehmer bei Einrichtungen, die Aufgaben 
der Länder wahrnehmen, getroffen. Arbeitsver-
hältnisse zu Einrichtungen, die nicht in eine neue 
Trägerschaft übergehen, ruhen vom Tage des 
Wirksamwerdens des Beitritts. Während des Ru

-

hens des Arbeitsverhältnisses erhält der Arbeit-
nehmer Anspruch auf ein monatliches Wartegeld 
in Höhe von 70 v. H. des bisherigen monatlichen 
Arbeitsentgelts. Soweit kein Wartegeld gewährt 
wird, kann in bestimmten Fällen einer ordentli-
chen Kündigung des Arbeitnehmers Übergangs- 
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geld gewährt werden, das nach Höhe und Dauer 
dem monatlichen Wartegeld entspricht. Ferner 
wird die Bundesregierung ermächtigt, für die Be-
amtenversorgung Übergangsregelungen zu tref-
fen, die den besonderen Verhältnissen in dem bei-
tretenden Gebiet Rechnung tragen. Darüber hin-
aus wird eine Vielzahl von Nebengesetzen des 
öffentlichen Dienstrechts in Kraft gesetzt. 

Der Einigungsvertrag trifft ferner entsprechende 
Übergangsregelungen auf dem Gebiet des Solda-
tenrechts, die durch besondere Bestimmungen, 
insbesondere über die Soldatenversorgung, die 
Eingliederung in das Berufsleben sowie die Un-
terhaltssicherung ergänzt werden. 

Die vorgesehenen Regelungen führen für Bund, 
Länder und Gemeinden zu Mehrausgaben, deren 
Höhe nach Angabe der Bundesregierung derzeit 
nicht quantifizierbar ist, weil 

— die Kosten von weiteren konkretisierenden 
Entscheidungen abhängen und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht verfügbar sind. 

6. Nach Artikel 23 des Einigungsvertrages wird auf 
gesetzlicher Grundlage ein Kreditabwicklungs-
fonds als Sondervermögen des Bundes errichtet. 
Der Fonds wird die bis zum Wirksamwerden des 
Beitritts aufgelaufene Gesamtverschuldung des 
Republikhaushalts der DDR, die Verbindlichkei-
ten aus der Zuteilung von Ausgleichsforderungen 
nach dem Vertrag über die Schaffung einer Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 
1990 sowie die Verpflichtungen des Bundes aus 
der Gewährträgerhaftung für die Staatsbank Ber-
lin übernehmen. Der zum 31. Dezember 1993 auf-
zulösende Fonds wird die bis zu diesem Zeitpunkt 
zu erfüllenden Schuldendienstverpflichtungen 
leisten und ist ermächtigt, zu diesem Zweck Kre-
dite in nicht begrenztem Umfang aufzunehmen. 
Der Bund und die Treuhandanstalt erstatten dem 
Fonds jeweils die Hälfte der erbrachten Zinslei-
stungen. Nach Auflösung des Fonds Ende 1993 
sind die dann bestehenden Schulden nach Maß-
gabe des Vertrages vom 18. Mai 1990 endgültig 
zu verteilen. Ferner übernimmt das Sondervermö-
gen nach Artikel 24 des Vertrages diejenigen Ko-
sten, die bei der Abwicklung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten der Deutschen Demokrati-
schen Republik entstehen, die im Rahmen des 
Außenhandels- und Valutamonopols sowie in 
Wahrnehmung anderer staatlicher Aufgaben vor 
dem 1. Juli 1990 gegenüber dem Ausland und der 
Bundesrepublik Deutschland begründet worden 
sind. Nach Auflösung des Fonds tragen der Bund 
und die Treuhandanstalt die genannten Auf wen-
dungen je zur Hälfte. 

Dem Bund entstehen aufgrund der Zinserstattung 
an das Sondervermögen im Zeitraum von 1991 bis 
1993 jährliche Mehrkosten in Höhe von voraus-
sichtlich 2,2 Mrd. DM. Ob und inwieweit zusätzli-
che Mehrkosten aufgrund der Zinserstattung ent-
stehen werden, ist nach Angaben der Bundesre-
gierung zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor

-

aussehbar, weil die endgültige Kostenhöhe von 
weiteren Entscheidungen der Bundesregierung 
und des Gesetzgebers sowie der weiteren wirt-
schaftlichen Entwicklung abhängt. Im übrigen 
sind in dem angegebenen Betrag in Höhe von 
2,2 Mrd. DM die — derzeit nicht quantifizierba-
ren — Zinsbelastungen aus Ausgleichsforderun-
gen aus nicht werthaltigen Forderungen nicht 
enthalten. 

7. Die Bundesrepublik Deutschland tritt gemäß Arti-
kel 23 Abs. 6 des Einigungsvertrages mit Wirk-
samwerden des Beitritts in die von der Deutschen 
Demokratischen Republik zu Lasten des Staats-
haushalts bis zur Einigung übernommenen Bürg-
schaften, Garantien und Gewährleistungen ein 
mit der Maßgabe, daß die in Artikel 1 genannten 
Länder und das Land Berlin eine gesamtschuld-
nerische Rückbürgschaft in Höhe von 50 v. H. 
übernehmen. Zugleich wird der Bürgschaftsrah-
men von 8 auf 12 Mrd. DM erhöht. Die hierdurch 
verursachten Mehrausgaben des Bundes lassen 
sich nach Angaben der Bundesregierung zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt nicht quantifizieren, weil 
die Höhe der Kosten von der weiteren wirtschaft-
lichen Entwicklung abhängt. 

8. Artikel 25 des Einigungsvertrages sowie das fort

-

geltende Treuhandgesetz treffen nähere Rege-
lungen über die zukünftige Verwaltung des Fi-
nanzvermögens, das, soweit es nicht dem Bund 
und den Ländern zusteht, weiter von der Treu-
handanstalt verwaltet wird. Die Treuhandanstalt 
wird ermächtigt, Bürgschaften, Garantien und 
sonstige Gewährleistungen zu übernehmen. Mit 
der vorgesehenen Erhöhung der Kreditermächti-
gung von 17 Mrd. DM auf bis zu 25 Mrd. DM soll 
den gestiegenen Anforderungen an die Treu-
handanstalt Rechnung getragen werden. Die 
Bundesregierung erwartet, daß die Einnahmen 
der Treuhandanstalt eine Rückführung der Kre-
dite bis zum 31. Dezember 1995 ermöglichen. 

9. Dem erheblichen Anpassungsbedarf der Deut-
schen Reichsbahn in personeller und sachlicher 
Hinsicht wird im Einigungsvertrag insoweit Rech-
nung getragen, als in Artikel 26 des Vertrages die 
Errichtung des Sondervermögens „Deutsche 
Reichsbahn" vorgesehen ist. Mit den Vermögens-
rechten gehen gleichzeitig die mit ihnen im Zu-
sammenhang stehenden Verbindlichkeiten und 
Forderungen auf das Sondervermögen über. Un-
mittelbare Kostenfolgen für den Bundeshaushalt 
ergeben sich aus der Errichtung des Sonderver-
mögens nach Angaben der Bundesregierung 
nicht. 

10. Artikel 27 des Einigungsvertrages legt die Verei-
nigung des bisherigen Sondervermögens „Deut-
sche Post" mit dem bestehenden Sondervermö-
gen „Deutsche Bundespost" fest. Der Bundesmi-
nister für Post und Telekommunikation wird er-
mächtigt, abschließend die Aufteilung des Son-
dervermögens „Deutsche Post" auf die Teilson-
dervermögen der drei Unternehmen der Deut-
schen Bundespost festzulegen. Nach Angaben 
der Bundesregierung führt die Errichtung des 
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Sondervermögens zu keinen unmittelbaren Ko-
stenfolgen für den Bundeshaushalt. 

11. Artikel 28 des Einigungsvertrages regelt die 
Grundsätze der Wirtschaftsförderung im beitre-
tenden Gebiet. Neben der Einbeziehung des ge-
samten Gebiets der bisherigen Deutschen Demo-
kratischen Republik in das Fördersystem der Bun-
desrepublik Deutschland werden während einer 
Übergangszeit die besonderen Bedingungen der 
Strukturanpassung berücksichtigt. Das beitre-
tende Gebiet wird Fördergebiet der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur". Ferner werden zur Verbes-
serung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
in den Gemeinden die Förderung von Infrastruk-
turinvestitionen durch ein zinsverbilligtes Kredit-
programm sowie zur Entwicklung des Mittelstan-
des, neben weiteren Maßnahmen, insbesondere 
die Aufstockung des ERP-Kreditvolumens, vorge-
sehen. Darüber hinaus wird der Treuhandanstalt 
die Möglichkeit eingeräumt, einzelfallbezogene 
vollständige oder teilweise Entschuldungen von 
Unternehmen durchzuführen. Die Vorhaben der 
Wirtschaftsförderung verursachen Mehrausga-
ben, deren Höhe nach Angabe der Bundesregie-
rung zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht quanti-
fizierbar ist, weil die Kosten von weiteren, die 
Wirtschaftsförderung konkretisierenden Ent-
scheidungen der Bundesregierung und des Ge-
setzgebers abhängen. 

12. Artikel 29 des Einigungsvertrages unterstellt die 
gewachsenen außenwirtschaftlichen Beziehun-
gen der früheren Deutschen Demokratischen Re-
publik, insbesondere gegenüber den Staaten des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe, dem Ver-
trauensschutz. Die bestehenden Verpflichtungen 
verursachen Mehrausgaben, deren Höhe nach 
Angabe der Bundesregierung derzeit nicht quan-
tifizierbar ist, weil 

— die Kosten von weiteren Entscheidungen der 
Bundesregierung und des Gesetzgebers ab-
hängen und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht verfügbar sind. 

13. Der Einigungsvertrag schafft in Artikel 30 einheit-
liche Voraussetzungen und Bedingungen im Ar-
beitsrecht, Arbeitsschutz und im Bereich der so-
zialen Sicherung im vereinten Deutschland. Fer-
ner weist Artikel 30 dem gesamtdeutschen Ge-
setzgeber die Aufgabe zu, möglichst bald einheit-
liche Regelungen auf dem Gebiet des Arbeits-
rechts sowie der Renten- und Unfallversicherung 
zu schaffen. 

Unmittelbar mit dem Einigungsvertrag wird in 
Artikel 30 eine Vorruhestandsregelung für das 
beitretende Gebiet geschaffen, nach der unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Altersübergangs-
geld gewährt wird, das der auszahlenden Bundes-
anstalt für Arbeit insoweit vom Bund zu erstatten 
ist, als es die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslo-
sengeld übersteigt. Die Einführung der Vorruhe-
standsregelung verursacht im Finanzplanungs

-

zeitraum Mehrausgaben, deren Höhe nach An-
gabe der Bundesregierung zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht quantifizierbar ist, weil 

— sie von weiteren Entscheidungen der Bundes-
regierung und des Gesetzgebers sowie von der 
weiteren wirtschaftlichen Entwicklung ab-
hängt und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht zur Verfügung stehen. 

Darüber hinaus führt eine Fülle von in den Anla-
gen zum Vertrag verzeichneten Änderungen von 
Bundesrecht zu Mehrausgaben, deren finanzielle 
Auswirkungen auf den Haushalt des Bundes in 
der zu Artikel 8 des Vertrages gegebenen Über-
sicht (vgl. oben II.) verzeichnet sind. 

14. Artikel 31 des Vertrages trifft Regelungen im f a-
milienpolitischen Bereich. Danach ist für eine 
Übergangszeit die finanzielle Beteiligung des 
Bundes an den Kosten für Einrichtungen zur Ta-
gesbetreuung von Kindern vorgesehen. Ferner ist 
beabsichtigt, unverzüglich ein flächendeckendes 
Netz von Beratungsstellen für schwangere Frauen 
in Konfliktsituationen aufzubauen, an denen sich 
der Bund mit finanziellen Hilfen beteiligt. Die vor-
gesehenen Maßnahmen verursachen Mehrausga-
ben des Bundes, deren Höhe nach Angaben der 
Bundesregierung gegenwärtig nicht quantifizier-
bar ist, weil 

— die Kosten von weiteren, die Maßnahmen kon-
kretisierenden Entscheidungen abhängen 
und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht verfügbar sind. 

15. Aus denselben Gründen lassen sich nach Anga-
ben der Bundesregierung diejenigen Kosten der-
zeit nicht quantifizieren, die aus der in Artikel 32 
vorgesehenen Förderung des Auf- und Ausbaus 
einer Freien Wohlfahrtspflege und einer Freien 
Jugendhilfe im beitretenden Gebiet resultieren. 

16. Auf dem Gebiet des Gesundheitswesens ist beab-
sichtigt, das Niveau der stationären Versorgung 
der Bevölkerung nachhaltig zu verbessern. Die 
hierdurch bedingten Mehrausgaben sind eben-
falls nach Angaben der Bundesregierung nicht 
quantifizierbar, weil 

— die Kostenhöhe von weiteren, die Maßnahmen 
konkretisierenden Entscheidungen abhängt 
und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht verfügbar sind. 

17. Aus denselben Gründen sind nach Angaben der 
Bundesregierung auch diejenigen Kosten nicht 
quantifizierbar, die aus Artikel 34 des Einigungs-
vertrages resultieren, der vorsieht, daß zur Förde-
rung des Umweltschutzes im Rahmen der grund-
gesetzlichen Zuständigkeitsregelungen ökologi-
sche Sanierungs- und Entwicklungsprogramme 
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für das beitretende Gebiet aufgestellt werden, mit 
denen vorrangig Gefahren für die Gesundheit der 
Bevölkerung begegnet werden soll. 

18. Entsprechend der grundgesetzlichen Zuständig-
keitsregelung geht gemäß Artikel 35 des Eini-
gungsvertrages die Erfüllung kultureller Aufga-
ben einschließlich ihrer Finanzierung in die Trä-
gerschaft der Länder und Gemeinden über, wobei 
eine Mitfinanzierung des Bundes bei bisher zen-
tral geleiteten kulturellen Einrichtungen in Aus-
sicht gestellt wird. Ferner schließt der Bund die 
Mitfinanzierung des Kulturfonds der dann frühe-
ren Deutschen Demokratischen Republik sowie 
finanzielle Hilfen zur Förderung der kulturellen 
Infrastruktur zum Ausgleich der Folgen der deut-
schen Teilung nicht aus. 

Die Maßnahmen werden Mehrkosten der Ge-
bietskörperschaften verursachen. Die Höhe die-
ser Kosten läßt sich nach Angaben der Bundesre-
gierung derzeit ebenfalls nicht quantifizieren, 
weil 

— sie von weiteren, die Maßnahmen konkretisie-
renden Entscheidungen abhängt und 

- verläßliche Unterlagen, die eine Angabe oder 
Schätzung der Kosten ermöglichen würden, 
nicht zur Verfügung stehen. 

19. Aus denselben Gründen können nach Angaben 
der Bundesregierung zum gegenwärtigen Zeit-
punkt auch die Kostenfolgen des Artikels 38 des 
Einigungsvertrags nicht quantifiziert werden, der 
Bestimmungen für den Bereich von Wissenschaft 
und Forschung trifft, die Ausrichtung auf die 
grundgesetzliche Verfassungsordnung sowie die 
Anhebung auf das im Bundesgebiet erreichte Ni-
veau im Grundsatz festlegt und bestimmt, daß 
Bund und Länder gemeinsam die Übergangsfi-
nanzierung der wissenschaftlichen Institute und 
Einrichtungen auf dem beitretenden Gebiet bis 
Ende 1991 sichern. 

20. Artikel 39 trifft Bestimmungen über die künftige 
Förderung des Sports im beitretenden Gebiet und 
stellt unter der einschränkenden Maßgabe der 
Subsidiarität finanzielle Hilfen aus öffentlichen 
Haushalten für alle Bereiche des Sports in Aus-
sicht. Die hieraus resultierenden Mehrausgaben 
sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt nach Anga-
b en  der Bundesregierung nicht quantifizierbar, 
weil die Kostenhöhe von weiteren, die betref-
fende Maßnahme konkretisierenden Entschei-
dungen des Gesetzgebers abhängt. 

21. Soweit die Bundesregierung die Übernahme der 
Kosten für die medizinische Behandlung von 
Deutschen aus dem beigetretenen Gebiet auf-
grund des Vertrages vom 18. Mai 1990 zugesagt 
hat, werden die Erstattungen zulasten des Bun-
deshaushalts abgewickelt (Artikel 40 des Vertra-
ges i. V. m. Textziffer 11 des Protokolls). Die 
Mehrausgaben des Bundes sind nach Angaben 
der Bundesregierung derzeit nicht quantifizier

-

bar, weil die Kostenhöhe von weiteren Entschei-
dungen abhängt. 

22. Nach Artikel 41 des Vertrages findet eine Rück-
übertragung von Eigentumsrechten an Grund-
stücken und Gebäuden nicht statt, wenn das be-
troffene Grundstück für dringende Investitions-
zwecke benötigt wird. Nähere Bestimmungen, die 
auch die Entschädigung des früheren Eigentums 
betreffen sollen, werden einer besonderen gesetz-
lichen Regelung vorbehalten, von deren Ausge-
staltung auch die Höhe der Mehrkosten abhän-
gen wird. 

23. Ferner ergeben sich finanzielle Auswirkungen 
aufgrund der Zusatzvereinbarung zur Durchfüh-
rung und Auslegung des Einigungsvertrages in 
derzeit noch nicht bestimmbarer Höhe, insbeson-
dere aufgrund des Rehabilitierungsgesetzes, der 
Zweiten Investitionszulagenverordnung, der in 
Aussicht genommenen Vereinbarung mit der 
Claims Conference sowie der übergangsweisen 
Gewährung von Subventionen im Energiebe-
reich. Die Mehrausgaben sind nach Angaben der 
Bundesregierung derzeit nicht bezifferbar, da die 
Kosten von 

— weiteren konkretisierenden Entscheidungen 
des Gesetzgebers sowie 

— der wirtschaftlichen Entwicklung abhängen 
und 

— verläßliche Unterlagen, die eine Kostenab-
schätzung ermöglichen würden, nicht verfüg-
bar sind. 

Die Übergangsregelung für Volkskammerabge-
ordnete ist bereits im Haushalt der Deutschen De-
mokratischen Republik berücksichtigt. Die Be-
richtigungen und redaktionellen Änderungen des 
Einigungsvertrages beinhalten keine weiteren 
Kosten. 

IV. 

Die durch den Einigungsvertrag verursachten Mehr-
ausgaben des Bundes im laufenden Haushaltsjahr 
sind im Entwurf des Dritten Nachtragshaushalts 1990 
zu berücksichtigen. Ferner sind die Mehraufwendun-
gen jener Maßnahmen in den Nachtragsentwurf 1990 
aufzunehmen, zu denen konkretisierende Entschei-
dungen des Gesetzgebers zwischenzeitlich vorliegen. 
Soweit im laufenden Haushaltsjahr Mehrausgaben in 
geringfügiger Höhe entstehen, deren Berücksichti-
gung im Dritten Nachtragshaushalt nicht vorgesehen 
ist, sind die Mehraufwendungen zu erwirtschaften. 
Für 1991 sind die haushaltsmäßigen Auswirkungen 
im Entwurf des Bundeshaushalts 1991 zu berücksich-
tigen. Für die Folgejahre ist die Finanzplanung des 
Bundes entsprechend fortzuschreiben. 

Im übrigen wird der Haushaltsausschuß Gesetzent-
würfe, die die Festlegungen des Einigungsvertrages 
konkretisieren, im Rahmen seiner Zuständigkeit nach 
§ 96 der Geschäftsordnung auf die Vereinbarkeit mit 
der Haushaltslage des Bundes prüfen. 
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B. 

Die Koalitionsfraktionen vertraten im Verlauf der 
Ausschußberatungen die Auffassung, die Gesetzent-
würfe seien mit der Haushaltslage des Bundes verein-
bar. Die im laufenden Haushaltsjahr entstehenden 
wesentlichen Auswirkungen auf den Haushalt des 
Bundes seien im Entwurf des Dritten Nachtragshaus-
halts zu berücksichtigen. Die Koalitionsfraktionen 
verwiesen darauf, daß die Kostenabschätzung be-
stimmter, mit dem Einigungsvertrag in Aussicht ge-
nommener Regelungen, weiterer konkretisierender 
Entscheidungen der Bundesregierung und des ge-
samtdeutschen Gesetzgebers bedürften und aus die-
sem Grunde zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine Be-
zifferung der Kostenfolgen nicht möglich sei. Hin-
sichtlich der unmittelbar aus dem Einigungsvertrag 
folgenden Kosten wiesen die Koalitionsfraktionen auf 
die von der Bundesregierung vorgelegte Darstellung 
(vgl. oben A II.) hin. Weitere durch den Einigungsver-
trag mittelbar verursachte Kosten seien erst dann dar-
stellbar, wenn die entsprechenden gesetzgeberischen 
Entscheidungen gefallen seien, wobei in zahlreichen 
Fällen die Höhe der dann entstehenden Kosten auch 
von den weiteren Entwicklungen der wirtschaftlichen 
Rahmendaten abhängig sei. Insoweit könnten diese 
mittelbaren Kostenfolgen nicht zum jetzigen Zeit-
punkt, sondern frühestens im Entwurf des Dritten 
Nachtragshaushalts 1990 und im Bundeshaushalt 
1991 aufgezeigt und berücksichtigt werden. Die Ko-
alitionsfraktionen betonten, daß das Fortschreiten der 
deutschen Einigung nicht von den Kostenfolgen ab-
hängig zu machen sei. Ferner wiesen die Koalitions-
fraktionen hinsichtlich der Finanzierbarkeit der mit 
dem Einigungsvertrag verbundenen Ausgaben auf 
die gesicherte Ausgangslage der öffentlichen Haus-
halte hin. Im übrigen seien derzeit nicht näher festleg-
bare Einsparungen innerhalb des Haushalts des Bun-
des zur Finanzierung künftiger Belastungen heranzu-
ziehen. Die Koalitionsfraktionen hoben hervor, daß 
wachstumsinduzierte Steuermehreinnahmen und die 
vorübergehende Anhebung der Nettokreditauf-
nahme den erforderlichen haushaltspolitischen Spiel-
raum schaffen werden. 

Die Koalitionsfraktionen erklärten ferner: 

Der Einigungsvertrag stelle einen historischen Wen-
depunkt in der Geschichte Deutschlands dar. Die Ei-
nigung Deutschlands nach 45 Jahren der Teilung voll-
ziehe sich in demokratisch geordneten Bahnen. Dies 
sei einmalig in der Geschichte. Bei Beachtung dieser 
Umstände wäre es vermessen anzunehmen, die mit 
der Einigung verbundenen Kosten zum Stichtag der 
Einigung auch nur annäherungsweise abzuschätzen. 
Die Koalitionsfraktionen sind deshalb der Auffassung, 
daß dieser Einigungsvertrag in seiner weitreichenden 
politischen Bedeutung nicht durch eine lediglich auf 
die Kosten beschränkte Diskussion einseitig begrenzt 
werden könne. Infolge des Einigungsvertrages werde 
noch eine Vielzahl konkretisierender Entscheidungen 
des Gesetzgebers erforderlich werden. Es werde dann 
bei diesen Einzelentscheidungen die Aufgabe des 
Haushaltsausschusses sein, auf äußerste sparsame 
Verwendung der knappen Mittel zu achten und die 
Vereinbarkeit dieser Ausgaben mit der Haushaltslage 
des Bundes zu bewerten. Im übrigen werde die Ver

-

einigung Deutschlands vor allem positive Auswirkun-
gen haben. Es sei unredlich heute so zu tun, als ob 
aufgrund der Einigung Deutschlands nur Kosten ent-
stehen würden. Die Höhe der Kosten der Einheit wür-
den ganz entscheidend durch die Dynamik der positi-
ven Entwicklung mitbestimmt. 

Die Koalitionsfraktionen stimmten deshalb mit der 
Auffassung der Bundesregierung überein, daß der Ei-
nigungsvertrag selbst nur begrenzte unmittelbare fi-
nanzielle Auswirkungen hat, da bei einer Vielzahl von 
Maßnahmen die Kosten von weiteren Entscheidun-
gen der Bundesregierung und des Gesetzgebers so-
wie von den weiteren wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklungen abhängig sind. 

Die Fraktion der SPD hob hervor, sie bejahe die deut-
sche Einigung und werde diese auf keinen Fall an 
Kostenfragen scheitern lassen. Die Überwindung der 
Teilung Deutschlands setze auch die Bereitschaft vor-
aus, erhebliche finanzielle Lasten zu übernehmen, um 
im vereinten Deutschland die Voraussetzungen für 
gleiche Lebensbedingungen in allen Bundesländern 
zu schaffen. Dementsprechend richte sich die Kritik 
der Fraktion der SPD auch nicht gegen die Höhe der 
durch die Gesetzentwürfe bedingten Kosten, sondern 
ausschließlich dagegen, daß die Bundesregierung 

— diese Kosten nicht offenlege, 

— die finanziellen Belastungen außerhalb des Bun-
deshaushaltes in Sondervermögen „verstecke" 
und 

— über kein solides Finanzierungskonzept verfüge, 
sondern überwiegend auf die Finanzierung durch 
Kredite setze. 

Im einzelnen führte die Fraktion der SPD hierzu 
aus: 

Die von der Bundesregierung vorgelegte Aufstellung 
über die finanziellen Auswirkungen der Gesetzent-
würfe (vgl. oben A II.) sei in wesentlichen Punkten 
unvollständig. So habe die Bundesregierung zu den 
finanziellen Auswirkungen auf den Haushalt 1990 gar 
keine und zu den finanziellen Konsequenzen für die 
Haushalte der Folgejahre nur lückenhafte Angaben 
gemacht. Zudem seien in der von der Bundesregie-
rung vorgelegten Aufstellung Vorschriften des Eini-
gungsvertrages mit erheblichen finanziellen Folgen 
nicht aufgenommen. Trotz nachdrücklicher mehrfa-
cher Aufforderungen der Fraktion der SPD im Haus-
haltsausschuß habe sich die Bundesregierung gewei-
gert, die in Teil A III. des Berichtes dargestellten Aus-
wirkungen der Gesetzentwürfe zu quantifizieren. Fer-
ner fehle es an einer Gesamtschau der kurz- und mit-
telfristigen Lage der öffentlichen Haushalte, aus der 
insbesondere der Kreditbedarf der einzelnen Gebiets-
körperschaften und der wesentlichen Sondervermö-
gen ersichtlich sei. Dementsprechend lägen dem 
Haushaltsausschuß hinsichtlich der gravierenden Ko-
sten, die insbesondere aus 

— den Regelungen über das Recht des öffentlichen 
Dienstes und der Soldaten (Artikel 20 des Eini-
gungsvertrages), 
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— den Vorschriften über den Kreditabwicklungs-
fonds (Artikel 23 und 24 des Einigungsvertra-
ges), 

— den Risiken der übernommenen Bürgschaften, Ga-
rantien und Gewährleistungen (Artikel 23 Abs. 6 
des Einigungsvertrages), 

— den Regelungen über die Treuhandanstalt (Arti-
kel 25 des Einigungsvertrages) sowie 

— den Vorschriften über die Sozialversicherung 

folgen, weder konkrete Angaben noch Schätzungen 
vor. Angesichts dieser, von der Bundesregierung zu 
verantwortenden völlig unzureichenden Informa-
tionslage, sehe die Fraktion der SPD sich außerstande 
zu entscheiden, ob die Gesetzentwürfe mit der Haus-
haltslage vereinbar sind. Aus diesem Grunde enthalte 
sie sich bei der Entscheidung über die Vereinbarkeit 
der Gesetzentwürfe mit der Haushaltslage der 
Stimme. 

Die Fraktion der SPD erneuerte im Verlaufe der Bera-
tungen des Haushaltsausschusses nachhaltig ihre Kri-
tik an der Weigerung der Bundesregierung, die Ko-
sten der deutschen Einigung offenzulegen. Die Offen-
legung der Kosten sei die entscheidende Vorausset-
zung dafür, ein solides, sozialverträgliches Finanzie-
rungskonzept zu erarbeiten, das vorzulegen die Bun-
desregierung verabsäumt habe. Die Fraktion der SPD 
wandte sich in diesem Zusammenhang insbesondere 
gegen die in den Gesetzentwürfen vorgesehene Er-
richtung weiterer Sondervermögen, mit denen den 
Grundsätzen der Haushaltswahrheit und Haushalts-
klarheit widersprochen werde. Die Fraktion der SPD 
wies ferner darauf hin, die in Aussicht genommene 
Kreditfinanzierung der mit dem Einigungsvertrag ver-
bundenen Kosten übertrage die finanziellen Risiken 
auf nachfolgende Generationen, belaste den Kapital-
markt mit nicht verantwortbaren negativen Folgen für 
Investoren, insbesondere im Bereich des Wohnungs-
baus, sowie p rivate Haushalte und enge den Hand-
lungsspielraum künftiger Haushaltsgesetzgeber in 
nicht vertretbarem Maße ein. Die Fraktion der SPD 
erneuerte ihre Forderungen nach 

— umfassenden Einsparungen, insbesondere im Be-
reich des Verteidigungsetats, 

— einem Abbau von Subventionen und 

— dem Verzicht auf die von der Bundesregierung 
geplante Reform der Unternehmensbesteuerung. 

Die Fraktion der SPD vertrat hierzu die Auffassung, 
durch Einsparungen und Umschichtungen in den zu-
künftigen Haushalten lasse sich ein Betrag in Höhe 
von 25 Mrd. DM im Jahre 1991, der auf 100 Mrd. DM 
im Jahre 1995 ansteige, für die Finanzierung der deut-
schen Einigung gewinnen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN schloß sich weitgehend 
den Einwänden der Fraktion der SPD an. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN sah die Vereinbarkeit der Gesetzent-
würfe mit der Haushaltslage des Bundes als nicht ge-
geben an und verwies insbesondere auf die unvoll-
ständigen Angaben der Bundesregierung über die fi-
nanziellen Auswirkungen sowie auf die mit dem Eini-
gungsvertrag verbundenen finanziellen Verpflichtun-
gen, die sachwidrig überwiegend mit Krediten finan-
ziert würden. Die Fraktion DIE GRÜNEN führte aus, 
daß die beabsichtigte Kreditfinanzierung künftige 
Haushaltsgesetzgeber in nicht hinnehmbarem Maße 
binde und negative Auswirkungen auf den Kapital-
markt zeitigen werde, durch die insbesondere auch 
die privaten Haushalte erheblich belastet würden. Die 
Erhöhung der Kreditaufnahme dürfe allenfalls dann in 
Betracht kommen, wenn alle anderen Finanzierungs-
instrumente ausgeschöpft seien. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN forderte insoweit Kürzungen im Verteidi-
gungshaushalt, die Erfassung von Zinseinnahmen 
über Kontrollmitteilungen sowie die Erhebung einer 
Ergänzungsabgabe von Beziehern höherer Einkom-
men und einen Solidarbeitrag der Wirtschaft und er-
neuerte ihre Forderung, auf die geplante Reform der 
Unternehmensbesteuerung zu verzichten. 

C. 

Der Haushaltsausschuß hat mit der Mehrheit der Ko-
alitionsfraktionen. bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN 
die Vereinbarkeit der Gesetzentwürfe mit der Haus-
haltslage des Bundes festgestellt. 

Bonn, den 19. September 1990 

Der Haushaltsausschuß 

Walther 

Vorsitzender 

Borchert 

Berichterstatter 

Dr. Weng (Gerlingen) Wieczorek (Duisburg) Frau Vennegerts 






